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In der Politik werden wichtige Entscheidungen 
getroffen. Für alle Menschen.  
 
Politik geht also alle Menschen an. 
 
Deshalb ist es wichtig, dass möglichst viele 
Menschen in der Politik mitreden und sich 
einmischen. Und ihre Interessen dort selbst 
vertreten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Lebenshilfe möchte besonders  
Menschen mit Behinderung dabei  
unterstützen, sich auch in der Politik selbst  
zu vertreten.  
 
In dieser Broschüre finden Sie deshalb  
viele Informationen über Politik. Und wie 
man dort mitreden und mitmachen kann. 
 

  
Die Lebenshilfe Schleswig-Holstein führt das 
Projekt „Inklusionsbüro“ durch. Eine 
Mitarbeiterin hat diese Broschüre geschrieben.

 

 

 

 
 

Vorwort zur Broschüre „Was ist Politik?“

Die Lebenshilfe unterstützt Menschen
mit Behinderung dabei Politik 
kennenzulernen und sich dort auch selbst
zu vertreten. 

Die Lebenshilfe Schleswig-Holstein hat das
Projekt „Inklusionsbüro“. Die Broschüre ist
in diesem Projekt entstanden.

Dabei ist die Lebenshilfe vom 
Sozialministerium Schleswig-Holstein
unterstützt worden. Vielen Dank.

Weitere Informationen gibt es im Internet 
auf www.alle-inklusive.de

Viel Spaß beim Lesen und viel Mut beim 
Mitreden!

Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Familie und 

Gleichstellung 
Schleswig-Holstein

Politik geht alle Menschen an.



So liest man die Broschüre! 
 
 
 
 
 
 
 

 
Diese Broschüre heißt „Was ist Politik?“ 
 
Sie ist in Leichter Sprache geschrieben.  
 

 
 
 
 
Hier steht 
ein kurzer 
Text. 
 

 
Hier steht ein 
längerer Text.  
 
Dieser Text erklärt 
das Thema etwas 
genauer. 

 
 
Der Text in der 
Broschüre steht in einer 
Tabelle. So kann man ihn 
leichter lesen.  
 

 
Der Text in der Broschüre steht in einer  
Tabelle. So kann man ihn leichter lesen.  
Die Tabelle hat 2 Spalten.  
 
In der linken Spalte befinden sich ein Bild  
und ein kurzer Text.  
 
In der rechten Spalte ist ein längerer Text. 
Dieser Text erklärt das Thema etwas genauer. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Im Text steht nur die 
männliche Form von 
Wörtern. 
 

 
Der Text soll leicht zu lesen sein.  
Deshalb wird hier nur die männliche Form  
von Wörtern benutzt.  
 
Zum Beispiel steht in der Broschüre nur 
der Begriff „Bundeskanzler“. Man sollte 
eigentlich „Bundeskanzler“ und 
„Bundeskanzlerin“ schreiben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Alles in der Broschüre gilt 
für Männer und Frauen. 

 
Dann wird der Text aber sehr lang.  
Und er wird unübersichtlich.  
 
Deshalb steht in dieser Broschüre immer  
die männliche Form der Wörter. Aber  
natürlich gilt alles, was in dem Text steht,  
immer für Männer und Frauen. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
Viel Spaß beim Lesen! 
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1. Das sind die Grundlagen für die Politik  
    in Deutschland! 
 
 
A. Das Land Deutschland hat bestimmte Eigenschaften.  
 
 
 
 
 
 
 
Deutschland hat 
bestimmte 
Eigenschaften. 
 

 
Das Land, in dem wir leben,  
ist Deutschland.  
 
Deutschland als Land hat bestimmte 
Eigenschaften, die es ausmachen –  
genau wie bei einem Menschen.  
 

 
 
 
 
Deswegen ist 
Deutschland so, wie es 
ist. 
 

 
Diese Eigenschaften sind wichtig.  
 
Sie sind dafür verantwortlich, dass 
Deutschland heute so ist, wie es ist. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Eigenschaften bilden 
die Grundlage für das 
Zusammenleben. 
 

 
Diese Eigenschaften sind heute die  
Grundlage für die Politik in Deutschland.  
 
Die Eigenschaften bilden deshalb auch die 
Grundlage für das Zusammenleben  
der Menschen in Deutschland. 
 

 
 
B. Deutschland ist ein Staat. 
 
 
 
                  + 
 
 
Ein Staat ist ein 
bestimmtes Gebiet mit 
Menschen. 
 

 
Staat ist ein anderes Wort für Land.  
 
Ein Staat meint eine Gemeinschaft von 
Menschen, die in einem bestimmten  
Gebiet zusammen leben. 
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Deutschland grenzt an 
viele andere Staaten. 
 

 
Dieses Gebiet wird anhand von Grenzen  
von anderen Staaten unterschieden. 
 
Deutschland liegt in Europa. 
  
Es grenzt an viele andere Staaten:  
Dänemark, Polen, Tschechien, Österreich,  
die Schweiz, Frankreich, Luxemburg,  
Belgien und die Niederlande.  
 

 
 
C.  Deutschland ist eine Bundesrepublik. 
 
 
 
 
 
 
Die Republik ist eine 
Staatsform. 

 
Der Begriff Republik meint eine  
bestimmte Staatsform.  
 
In einer Republik spielt das Gemeinwesen,  
also die Gemeinschaft der Menschen, die 
wichtigste Rolle. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Bundesrepublik 
besteht aus mehreren 
Teilen. 

 
Als Bundesrepublik bezeichnet man einen  
Staat, der aus mehreren Teilen besteht.  
 
In Deutschland nennt man diese Teile 
Bundesländer.  
 
Bundesländer sind zum Beispiel  
Schleswig-Holstein, Berlin oder Hessen.  
 

 
 
 
 
 
Bund = 
Zusammenschluss der 
Bundesländer 
 

 
Die einzelnen Bundesländer sind zu einem 
Ganzen zusammengeschlossen.  
 
Diesen Zusammenschluss nennt man  
auch Bund.  
 
Deshalb ist Deutschland eine Bundesrepublik. 
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D. Deutschland ist eine parlamentarische Demokratie. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bundesländer dürfen 
einiges selbst 
entscheiden. 
 

 
Die einzelnen Bundesländer  
haben eine gewisse Eigenständigkeit.  
 
Das heißt, sie dürfen bestimmte Dinge  
selbst entscheiden.  
 
Die Entscheidung gilt dann zum Beispiel  
nur für Schleswig-Holstein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Parlament nennt  
man auch 
Volksvertretung. 

 
Die Entscheidungen in dem Bundesland  
trifft das Parlament.  
 
Im Parlament sitzen die Personen, die  
vom Volk, also den Menschen aus dem 
Bundesland, dafür gewählt wurden. 
 
Daher nennt man ein Parlament auch 
Volksvertretung. 
 

 
 
 
 
 
 
Das Parlament in 
Schleswig-Holstein  
heißt Landtag. 
 

 
Jedes Bundesland hat ein eigenes Parlament. 
 
In Schleswig-Holstein heißt dieses  
Parlament Landtag.  
 
Der Landtag von Schleswig-Holstein ist in Kiel. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund trifft die 
grundlegenden 
Entscheidungen. 
 

 
 
Es gibt aber auch grundlegende 
Entscheidungen, die alle Bundesländer 
gemeinsam etwas angehen.  
 
Diese Entscheidungen trifft der Bund.  
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Das Parlament des 
Bundes ist der  
Deutsche Bundestag. 
 

 
Deshalb hat der Bund auch ein eigenes 
Parlament. 
 
Das Parlament des Bundes ist der  
Deutsche Bundestag. 
 
Er ist das wichtigste Parlament  
in ganz Deutschland.  
 
Der Bundestag ist in Berlin. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Parlamente beschließen 
Gesetze. 
 

 
 
Parlamente treffen viele wichtige 
Entscheidungen.  
 
Diese Entscheidungen stehen zum  
Beispiel später in den Gesetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag macht 
Gesetze für ein 
Bundesland. 
 

 
 
Die Gesetze, die der Landtag beschließt,  
gelten nur für das Bundesland und die 
Menschen, die dort wohnen.  
 
Also zum Beispiel nur für Schleswig-Holstein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bundestag macht 
Gesetze für ganz 
Deutschland.  
 

 
 
Die Gesetze, die der Deutsche Bundestag 
beschließt, gelten in ganz Deutschland.  
 
Also für alle Menschen in allen 16 
Bundesländern in Deutschland. 
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In einer Demokratie 
herrscht das Volk. 
 

 
Deutschland ist eine Demokratie. Das ist  
eine besonders wichtige Eigenschaft. 
 
In einer Demokratie herrscht das Volk.  
Also die Menschen, die in dem Land wohnen. 
 
Diese Menschen nennt man auch Bürger. 
 

 
 
 
 
 
Es gibt keinen König 
oder Kaiser. 

 
 
In einer Demokratie gibt es keinen  
König oder Kaiser, der Entscheidungen  
trifft. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Alle haben die gleichen 
Rechte und Pflichten. 

 
Alle Menschen in Deutschland haben die 
gleichen Rechte und Pflichten. 
 
Zum Beispiel hat jeder Mensch ein Recht  
auf Leben, darf frei seine Meinung sagen  
oder sich informieren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bürger wählen ihre 
Vertreter in die 
Parlamente. 

 
Eines der wichtigsten Rechte in einer 
Demokratie ist das Wahlrecht. 
 
Die Bürger in Deutschland wählen  
Personen in die Parlamente.  
 
Die gewählten Personen vertreten dort die 
Interessen ihrer Wähler. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Gesetze gelten für 
den Staat und die 
Bürger. 

 
 
In einer Demokratie gelten die  
bestehenden Gesetze für den Staat und  
seine Bürger. 
 
Die Gesetze regeln das Zusammenleben  
der Bürger in Deutschland. 
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E.  Deutschland hat eine Verfassung. 
 
 
 
 
 
 
Verfassung = 
Grundgesetz 
 

 
Die Verfassung ist der wichtigste  
Gesetzestext in Deutschland.  
 
Die deutsche Verfassung nennt man auch 
Grundgesetz. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Im Grundgesetz stehen 
die Regeln für das 
Zusammenleben der 
Menschen. 
 

 
Im Grundgesetz steht zum Beispiel, wie der 
Staat aufgebaut ist und wie er arbeiten soll. 
 
Dort stehen auch die Regeln für  
das Zusammenleben der Menschen in 
Deutschland.  
 
Also welche Rechte und Pflichten  
jeder Mensch in Deutschland hat. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Alle müssen sich an die 
Regeln der Verfassung 
halten. 

 
Das Grundgesetz ist die Grundlage für alle 
anderen Gesetze in Deutschland.  
 
Kein Gesetz darf der Verfassung 
widersprechen. 
 
Der Staat und alle Menschen in Deutschland 
müssen sich an die Verfassung halten. 
 

 
 
F. Deutschland ist ein Rechtsstaat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Staat hält sich an  
die Regeln der Gesetze. 
 

 
In einem Rechtsstaat muss sich der Staat  
an die Verfassung und alle anderen  
Gesetze halten. 
 
In Deutschland handelt der Staat nach den 
Regeln des Grundgesetzes. 
 

 

 

 

§ 
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Der Staat schützt die 
Rechte der Bürger. 
 

 
Im Grundgesetz und den anderen  
Gesetzen stehen die Rechte und Pflichten  
der Bürger geschrieben.  
 
Der Staat hat die Aufgabe, die Rechte  
seiner Bürger zu schützen. 
 

 
 
 
 
 
Die Gerichte überprüfen 
den Staat. 
 

 
Die Gerichte und die Richter prüfen, ob  
der Staat alles richtig macht.  
 
Das heißt, sie untersuchen, ob der Staat  
wirklich alle Gesetze einhält und die Rechte  
der Bürger schützt. 
 

 
 
G. Deutschland ist ein sozialer Staat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Staat möchte, dass 
es allen Bürgern gut 
geht. 
 

 
Im Grundgesetz steht, dass Deutschland  
ein sozialer Bundesstaat ist.  
 
Das bedeutet, dass der Staat sich dafür  
einsetzt, dass es allen Bürgern möglichst  
gleich gut geht. 
 
Die Bürger sollen sich in ihrem Staat  
wohlfühlen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Staat sorgt für 
Menschen mit 
besonderem 
Unterstützungsbedarf. 

 
Der Staat unterstützt Menschen, die in 
einer Notlage sind.  
Zum Beispiel bei Arbeitslosigkeit oder  
Krankheit. 
 
Der Staat sorgt auch für die Menschen,  
die besondere Unterstützung benötigen.  
Zum Beispiel für alte Menschen oder  
Menschen mit Behinderung.  
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Der Staat macht 
Sozialpolitik. 
 

 
Vieles, was der Staat beschließt, damit es  
den Menschen in Deutschland auch in 
schwierigen Situationen gut geht, nennt  
man Sozialpolitik. 
 
Zur Sozialpolitik gehört vor allem auch  
das Sozialgesetzbuch.  
 

 
 
H.  Deutschland braucht seine Staatsbürger. 
 
 
 
 
 
 
 
Staat und Bürger müssen 
gegenseitig etwas für 
sich tun. 
 

 
 
Mit der Sozialpolitik tut der Staat viel für  
seine Bürger.  
 
Aber die Bürger müssen auch etwas für den 
Staat tun. Zum Beispiel Steuern zahlen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Staatsbürger müssen 
etwas für die Demokratie 
tun. 
 

 
In einem demokratischen Staat herrscht  
das Volk. Das Volk sind die Staatsbürger. 
 
Der demokratische Staat ist darauf  
angewiesen, dass jeder seiner Bürger  
etwas für ihn tut. 
 
Nur so kann die Demokratie gut umgesetzt 
werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Jeder Bürger sollte gut 
über den Staat und 
Politik Bescheid wissen. 
 

 
Das heißt, jeder Bürger sollte gut  
Bescheid wissen über den Staat.  
 
Zum Beispiel wie der Staat funktioniert.  
Und was Politik eigentlich ist.  
Und welche Ziele die Politik verfolgt. 
Und warum man wählen gehen sollte. 
Und vieles mehr. 
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2. Was ist Politik? 
 
 
 
A. Was bedeutet der Begriff „Politik“? 
 
 
 
 
 
 
Der Begriff kommt aus 
der griechischen 
Sprache. 
 

 
Der Begriff „Politik“ kommt  
aus der griechischen Sprache. 
 
Dort hat „Politik“  
2 mögliche Bedeutungen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
1. Bedeutung:  
Stadt oder Gemeinschaft 
 

 
Das ist die 1. Bedeutung: 
 
Das Wort „Politik“ leitet sich von dem  
griechischen Begriff „polis“ ab. 
 
„Polis“ bedeutet: Stadt oder Gemeinschaft. 
 

 
 
 
 
 
 
Politik regelt das 
Zusammenleben. 
 

 
In der Politik geht es also um die  
Gemeinschaft von Menschen.  
 
Politik regelt das Zusammenleben  
der Menschen in der Gemeinschaft. 
Also zum Beispiel in einem Staat. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Bedeutung: Kunst  
der Staatsverwaltung 
 

 
Das ist die 2. Bedeutung: 
 
Das Wort „Politik“ leitet sich von dem  
griechischen Begriff „politike techne“ ab.  
 
„Politike techne“ bedeutet: Kunst der 
Staatsverwaltung.  
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Politik nennt man die Art 
und Weise, wie man ein 
Land führt und leitet. 
 

 
Politik nennt man deshalb auch die  
Art und Weise, wie man einen Staat  
führt und leitet. Zum Beispiel Deutschland. 
 
Man spricht dann auch von  
Staatsverwaltung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politik ist auch ein 
bestimmtes 
zielgerichtetes Verhalten. 
 

 
Der Begriff „Politik“ kann aber auch noch  
eine 3. Bedeutung haben: 
 
Als Politik bezeichnet man oft auch ein  
besonderes Verhalten von Menschen. 
  
Das heißt, ein Verhalten, mit dem  
Menschen bestimmte Ziele und  
Forderungen durchsetzen wollen. 
 

 
 
B.  Warum braucht man Politik? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wenn viele Menschen 
zusammen leben, 
braucht man Regeln. 
 

 
In Deutschland leben sehr viele Menschen. 
Über 80 Millionen.  
 
Wenn so viele Menschen zusammen leben, 
kann nicht jeder das machen, was er will. 
 
Damit das Zusammenleben gut klappt,  
braucht man Regeln. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Regeln für das 
Zusammenleben stehen 
in den Gesetzen. 
 

 
Diese Regeln stehen heute in den  
Gesetzen. 
 
Man braucht Gesetze, damit die  
Menschen im Staat wissen, was richtig  
und was falsch ist. Was man tun darf und  
was bestraft wird.  
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Gesetze werden in der 
Politik gemacht. 
 

 
Die Gesetze sind in der Politik  
entstanden.  
 
Manche Gesetze sind schon alt.  
 
Sie gelten schon lange.  
  

 
 
 
 
 
 
 
 
Mit Gesetzen und Politik 
kann man etwas 
verändern oder 
verbessern. 
 

 
In der Politik werden aber auch neue  
Gesetze gemacht.  
 
Neue Gesetze sind neue Regeln für die 
Menschen im Staat. 
 
Mit Politik und Gesetzen kann man im  
Staat etwas verändern oder verbessern.  
Und Probleme lösen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Politik regelt auch die 
Zusammenarbeit mit 
anderen Staaten. 
 

 
Die Politik kümmert sich aber nicht nur  
um den deutschen Staat und seine Bürger. 
 
Die Politik und somit die Gesetze regeln 
auch die Zusammenarbeit mit    
anderen Staaten auf der Welt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politik hat verschiedene 
Aufgaben.  
 

 
Dafür braucht man Politik: 
 

 um das Zusammenleben der Menschen  
im Staat zu regeln, 
 

 um im Staat etwas zu verändern oder  
zu verbessern und 
 

 um mit den anderen Staaten auf der  
Welt gut zusammen zu arbeiten. 
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C.  Warum braucht man Politiker? 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Menschen, die den 
Staat lenken, nennt man 
Politiker. 
 

 
Politik und Gesetze werden von  
Menschen gemacht. 
  
Menschen, die Politik machen, nennt  
man Politiker. 
 
Politiker übernehmen Verantwortung und  
lenken den Staat. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politiker machen Politik 
für die anderen 
Menschen im Staat. 
 

 
Politiker sind wichtig. 
 
Man braucht sie, weil nicht alle  
Menschen in Deutschland gleichzeitig  
und zusammen entscheiden können,  
welche Regeln oder Gesetze gelten sollen.  
 
Das würde sehr lange dauern.   
 
Deshalb machen die Politiker die  
Politik für die anderen Menschen im  
Staat. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politiker müssen wichtige 
Entscheidungen treffen. 
Deshalb haben sie oft 
besondere Fähigkeiten.  
 

 
Politiker versuchen, Probleme in der 
Gesellschaft zu lösen. 
 
Sie haben deshalb oft besondere  
Fähigkeiten.  
 
Das heißt, sie kennen sich bei bestimmten 
Themen besonders gut aus.  
 
Das ist wichtig, weil Politiker viele  
Entscheidungen treffen müssen.  
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D. Wie wird man Politiker? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Man wird Politiker, wenn 
man von den Menschen 
dafür ausgewählt wird, 
für die man später Politik 
machen soll.  
 

 
Politiker kann man nicht einfach so  
werden, nur weil man selbst sich dafür 
entschieden hat.  
 
Politiker machen Politik für  
andere Menschen in Deutschland.  
 
Das bedeutet, sie treffen wichtige 
Entscheidungen für andere.  
 
Deshalb kann man nur Politiker werden,  
wenn man von den Menschen dafür  
ausgewählt wird, für die man später die  
Politik machen soll.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Staatsbürger wählen 
die Politiker, die für sie 
Politik machen sollen.  
 

 
Die deutschen Staatsbürger haben  
das Recht, ihre Politiker selbst zu  
wählen. Das nennt man Wahlrecht. 
 
Sie wählen, wer für sie die Politik  
machen soll. Also wer für sie neue  
Regeln und Gesetze machen soll.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Politiker bekommen 
den Auftrag, die 
Interessen ihrer Wähler 
zu vertreten. Das nennt 
man auch Mandat. 
 

 
Die deutschen Bürger wählen also 
bestimmte Politiker selbst aus.  
 
Das heißt, die Politiker bekommen  
durch ihre Wahl von den Bürgern den  
Auftrag, ihre Interessen in der Politik zu 
vertreten.  
 
Diesen Vertretungsauftrag nennt man  
auch Mandat. 
 

 
 

 

 

 

Person XY 
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Man muss genau 
entscheiden, wem man 
ein Mandat geben 
möchte. 
 

 
Die Politiker vertreten die Interessen  
ihrer Wähler.  
 
Das ist eine Aufgabe mit viel Verantwortung. 
  
Deshalb ist es wichtig, dass man als  
Wähler genau entscheidet, wen man als 
Politiker wählt. Also wem man ein  
Mandat geben möchte. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die meisten Politiker 
haben sich einer Partei 
angeschlossen. 
 

 
Die meisten Politiker machen aber nicht  
alleine Politik. Sondern sie haben sich  
einer Partei angeschlossen.  
 
Deshalb gibt es noch einen zweiten Weg, 
Politiker zu werden. Also ein Mandat  
zu bekommen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Staatsbürger wählen 
die Partei, die für sie 
Politik machen soll.  
 

 
Das heißt: 
 
Zum einen wählen die  
Staatsbürger direkt Personen, die für sie  
Politik machen sollen. 
  
Zum anderen können sie außerdem auch  
eine Partei wählen, die für sie Politik  
machen soll.  
 

 
 
 
 
 
 
Politiker können ein 
Mandat auch von den 
Parteimitgliedern 
bekommen. 
 

 
Innerhalb der Partei werden dann auch  
noch bestimmte Personen ausgesucht, die  
Politik machen sollen.  
 
Sie bekommen das Mandat, also den 
Vertretungsauftrag, von ihren  
Parteimitgliedern. 
 

 
 

 

  

 

XY-Partei 

 

Partei XY 
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E. Was machen die Parteien? 
 
 
 
 
 
 
In einer Partei sind 
Menschen mit den 
gleichen politischen 
Zielen. 
 

 
Eine Partei ist ein Zusammenschluss von 
Menschen, die die gleichen politischen  
Ziele haben. 
 
Die Menschen haben sich zusammen 
geschlossen, weil sie zusammen mehr  
erreichen können als allein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Jede Partei hat ihre Ziele 
in einem eigenen 
Parteiprogramm 
aufgeschrieben. 

 
Jede Partei hat ihre politischen Ziele 
aufgeschrieben. Sie stehen in den 
Parteiprogrammen.  
 
Jede Partei hat ein eigenes Parteiprogramm. 
 
Ein Parteiprogramm wird auch oft 
Grundsatzprogramm genannt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jede Partei möchte die 
meisten Wähler haben. 
 

 
Mit den Parteiprogrammen wollen die  
Parteien andere Menschen von ihrer  
Politik überzeugen.  
 
Die Parteien machen bei den Wählern  
Werbung für ihre Politik.  
 
Jede Partei möchte die meisten Wähler  
haben. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Partei mit der 
Mehrheit der Stimmen 
darf regieren.  
 

 
Je mehr Wählerstimmen eine Partei  
erhält, desto mehr Mandate darf  
sie vergeben.  
 
Die Partei, die die Mehrheit der Stimmen  
erhält, kann regieren. 
 

 
 

 

 

 

Partei-
programm XY 
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Meistens verteilen sich 
die Wählerstimmen aber 
auf mehrere Parteien. 
 

 
In Deutschland gibt es ein  
Mehrparteiensystem. Das heißt, es gibt  
mehrere Parteien, die zur Wahl stehen.  
 
Die Stimmen der Wähler verteilen sich  
also auf mehrere Parteien.  
 
Deshalb ist es meistens so, dass keine  
der Parteien so viele Stimmen bekommt,  
dass sie allein regieren kann. 
 

 
In Deutschland gibt es 
diese 5 großen Parteien: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
In Deutschland gibt es diese 5 großen Parteien: 
 

 CDU (= Christlich Demokratische Union 
Deutschlands) und nur in Bayern  
CSU (= Christlich Soziale Union in Bayern)
 

 SPD (= Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands) 

 
 FDP (= Freie Demokratische Partei) 

 
 Bündnis 90/ Die Grünen 

 
 Die Linke 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Partei mit den 
meisten Stimmen hat den 
größten Anteil an der 
Regierung und darf am 
meisten Mandate 
vergeben.  
 

 
In der Regel teilen diese 5 Parteien  
nach einer Wahl die Sitze im Parlament 
untereinander auf. 
 
Das heißt, die Partei, die am meisten  
Stimmen von den Wählern bekommen hat,  
darf am meisten bestimmen.  
 
Sie darf am meisten Mandate vergeben.  
Sie hat den größten Anteil an der Regierung. 
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F. Wie laufen Wahlen ab?  

 
Die deutschen Staatsbürger wählen  
Parteien und Politiker.  

. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wahlen müssen ohne 
Fehler ablaufen. Dafür 
gibt es bestimmte 
Regeln. 
 

 
Regieren ist eine Aufgabe mit viel 
Verantwortung.  
 
Deshalb ist es wichtig, dass die Wahlen  
genau und ohne Fehler ablaufen.  
 
Bei allen Wahlen in Deutschland gibt es  
deshalb bestimmte Regeln, die immer 
eingehalten werden müssen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Grundgesetz steht: 
 
Alle Wahlen in 
Deutschland müssen 
allgemein, unmittelbar, 
frei, gleich und geheim 
sein. 
 

 
Das sind die Regeln, die bei allen Wahlen in 
Deutschland gelten: 
 
So müssen die Wahlen sein: 
 

 allgemein, 
 unmittelbar, 
 frei, 
 gleich und  
 geheim. 

 
Diese Regeln stehen im Grundgesetz. 
 

 
 
 
 
 
Allgemein = Jeder 
deutsche Staatsbürger 
darf wählen. 
 

 
Allgemein bedeutet: 
 
Jeder deutsche Staatsbürger, der das  
Wahlalter erreicht hat, darf wählen.  
Egal ob Mann oder Frau, arm oder reich, 
Mensch ohne oder mit Behinderung… 
 

 

 

 

Die  gewählten Parteien und Politiker
bekommen Mandate im Parlament. Das 
heißt, sie bilden dann das Parlament.

Die gewählten Parteien
und Politiker bilden die
Regierung.
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Unmittelbar = Nur die 
gewählte Person 
bekommt die Stimme. 
 

 
Unmittelbar bedeutet: 
 
Die Stimmen der Wähler werden direkt  
auf die Abgeordneten verteilt. Nur die  
gewählte Person bekommt die Stimme.  
Die gewählte Person kann die Stimme  
auch nicht weitergeben. 
 

 
 
 
 
 
Frei = Jeder entscheidet 
selbst, welche Person 
oder Partei er wählt. 
 

 
Frei bedeutet: 
 
Jeder Wähler darf selbst entscheiden,  
welche Person oder Partei er wählen  
möchte. Niemand darf in seiner Entscheidung 
beeinflusst werden.  
 

 
 
 
 
 
Gleich = Jede Stimme 
zählt gleich viel. 
 

 
Gleich bedeutet: 
 
Jede Wählerstimme ist gleich wichtig.  
Jede Stimme zählt beim Ergebnis gleich viel. 
Egal, wer die Stimme abgegeben hat.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Geheim = Jeder Wähler 
kann seine Stimme 
unbeobachtet abgeben.  
 
 

 
Geheim bedeutet: 
 
Jeder Wähler kann seine Stimme  
unbeobachtet abgeben. Zum Beispiel in  
einer Wahlkabine.  
 
Niemand kann herausfinden, welche  
Person oder Partei man gewählt hat.  
Außer man erzählt es selbst weiter. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Anzahl der Stimmen 
bestimmt die Anzahl der 
Mandate. 
 

 
Nach einer Wahl werden alle Stimmen  
von allen Wählern gezählt.  
 
Dann werden die Mandate an die Politiker  
und die Parteien vergeben. Je größer die  
Zahl der Stimmen ist, desto mehr Mandate 
bekommt die Partei. 
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G. Was machen die gewählten Politiker? 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politiker mit einem 
Mandat nennt man auch 
Abgeordnete.  
Sie arbeiten in den 
Parlamenten.  
 

 
Politiker, die ein Mandat bekommen haben, 
nennt man auch Abgeordnete. 
 
Die gewählten Abgeordneten arbeiten 
anschließend in den Parlamenten.  
 
Also zum Beispiel in den Landtagen  
der Bundesländer. Oder im Bundestag  
in Berlin.  
 

 
 
 
 
 
 
Die Politiker besprechen, 
was das Beste für ihre 
Wähler ist. 
 

 
In den Parlamenten besprechen und 
entscheiden die Abgeordneten, welche  
Politik gemacht werden soll.  
 
Also welche Interessen ihre Wähler haben  
und was das Beste für sie ist.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Es gibt kaum noch 
Bereiche, die nicht von 
Politik betroffen sind.  
 

 
Die Politiker sprechen über viele  
verschiedene Themen.  
 
Es gibt kaum noch Bereiche des  
menschlichen Zusammenlebens, die  
nicht von Politik betroffen sind. Fast alles  
hat mit Politik zu tun. 
 

 
Das sind Beispiele für 
politische Themen: 
 
 
                   Außenpolitik 
 
 
 
                   Bildungs- 
                   Politik 
 
 
         

 
Das sind Beispiele für politische Themen: 
 

 Außenpolitik:  
Hier geht es um die Beziehungen  
zu anderen Staaten. 
 

 Bildungspolitik: 
Hier geht es um die Schulen und  
die Hochschulen. 
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                    Sozialpolitik 
 

 
 Sozialpolitik: 

Hier geht es darum, was der Staat  
dafür tut, dass alle Menschen  
möglichst gleich gut leben können. 
 

 
 
3. Wer macht was in der Politik? 
 
 
A. In der Politik gibt es verschiedene Ebenen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Politische 
Entscheidungen 
betreffen die politischen 
Themenbereiche. 
 

 
Die Politiker treffen viele wichtige 
Entscheidungen.  
 
Diese Entscheidungen gelten für 
die verschiedenen politischen  
Themenbereiche.  
Zum Beispiel für die Außenpolitik, die 
Bildungspolitik oder die Sozialpolitik. 
 

 
 
 
 
 
Verschiedene politische 
Themen werden an 
verschiedenen Stellen 
bearbeitet. 

 
Aber nicht jeder Politiker ist für alle  
politischen Themenbereiche zuständig.  
 
Oder umgekehrt gesagt: 
Nicht alle politischen Themenbereiche  
werden an der gleichen Stelle von den  
gleichen Politikern bearbeitet.  
 

 

   
 
In der Politik gibt es 3 
verschiedene Ebenen mit 
eigenen Aufgaben. 
 

 
Deshalb gibt es in der Politik  
3 verschiedene Ebenen.  
 
Die Ebenen haben die politischen Aufgaben 
untereinander aufgeteilt.  
 
Jede Ebene hat ihre eigenen Aufgaben.  
Das heißt ihre eigene Zuständigkeit. 
 

 

 

untere Ebene

mittlere Ebene

obere Ebene
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Das sind die politischen 
Ebenen in Deutschland. 

 
In Deutschland gibt es diese politischen  
Ebenen:  
 

 die Bundesebene,  
 die Landesebene und  
 die Kommunalebene. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund macht Politik 
für ganz Deutschland. 
 

 
Die obere Ebene ist die Bundesebene. 
Diese Ebene nennt man häufig auch  
nur Bund.  
 
Der Bund ist zuständig für die Bundespolitik.  
 
Bundespolitik nennt man die Politik, die  
für ganz Deutschland gemacht wird.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länder machen 
Politik für ein einzelnes 
Bundesland. 
 

 
Die mittlere Ebene ist die Landesebene.  
Diese Ebene nennt man häufig auch 
Länderebene.  
 
Die Landesebene ist zuständig für die 
Landespolitik.  
 
Landespolitik nennt man die Politik, die in  
jedem einzelnen Bundesland gemacht wird.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen machen 
Politik für eine 
Gemeinde, eine Stadt 
oder einen Kreis. 
 

 
Die untere Ebene ist die Kommunalebene.  
Der Begriff „kommunal“ kommt von  
„Kommune“. Kommune ist ein anderes  
Wort für Gemeinde.  
 
Die Kommunalebene ist zuständig für  
die Kommunalpolitik.  
 
Kommunalpolitik nennt man die Politik, die  
in den Gemeinden, Städten und Kreisen 
gemacht wird.  
 

 

KOMMUNEN

LÄNDER

BUND
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Der Bund und die Länder 
können Entscheidungen 
treffen und eigene 
Gesetze machen. 

 
Die obere und die mittlere Ebene sind  
in Deutschland am wichtigsten.  
Also der Bund und die Länder.  
 
Der Bund kann Entscheidungen treffen  
und eigene Gesetze machen. Für ganz 
Deutschland.  
 
Die Länder können auch bestimmte 
Entscheidungen treffen und eigene Gesetze 
machen. Für ein Bundesland. Dafür braucht  
das Bundesland nicht die Zustimmung vom 
Bund.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen machen 
keine eigenen Gesetze. 
Aber sie müssen die 
Gesetze vom Bund und 
den Ländern umsetzen. 
 

 
Bei den Kommunen ist das anders.  
Die Kommunen sind auch eine Ebene.  
Aber sie gehören politisch zu der  
Länderebene. 
 
Das heißt, die Kommunen können nur 
bestimmte Entscheidungen treffen.  
Und sie können keine eigenen Gesetze  
machen.  
 
Dafür können der Bund und die Länder  
aber Gesetze machen, ohne die Kommunen  
zu fragen. Die Kommunen müssen die  
Gesetze dann trotzdem umsetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Viele Staaten aus Europa 
haben sich 
zusammengeschlossen. 
Sie machen in der 
Europäischen Union 
gemeinsam Politik.  
 

 
Über dem Bund gibt es noch eine  
weitere politische Ebene, die wichtig für 
Deutschland ist: die Europaebene.  
 
Viele Staaten aus Europa haben sich 
zusammen geschlossen. Sie machen 
gemeinsam Politik für Europa.  
 
Diesen Zusammenschluss der Staaten  
nennt man Europäische Union.  
 

 

  

 

Bund 
Land 
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Viele Staaten von der 
ganzen Welt haben sich 
zusammen geschlossen. 
Sie machen bei den 
Vereinten Nationen 
gemeinsam Politik.   
 

 
Auch über der Europäischen Union gibt  
es noch eine weitere Ebene, die wichtig  
ist für Deutschland: Die Vereinten Nationen. 
 
Viele Staaten von der ganzen Welt  
haben sich zusammen geschlossen. Sie 
machen gemeinsam Politik für die ganze Welt.  
 
Diesen Zusammenschluss nennt man die 
Vereinten Nationen.  
 

 
 
 
B.  Die Bundesebene 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund hat ein eigenes 
Parlament. Der 
Bundestag ist die 
Volksvertretung  
von ganz Deutschland.  
 

 
Der Bund hat ein eigenes Parlament.  
 
Das Parlament ist der Bundestag in Berlin.  
 
Im Bundestag sitzen die Bundestagsabge-  
ordneten. Sie wurden von den 
Staatsbürgern direkt gewählt.  
Oder  ihre Partei in den Bundestag 
geschickt.  
 
Der Bundestag ist die Volksvertretung  
von ganz Deutschland.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Bundestag wählt den 
Bundeskanzler, 
kontrolliert die Regierung 
und beschließt Gesetze. 
 

 
Der Bundestag hat wichtige politische  
Aufgaben. 
 
Das macht der Bundestag zum Beispiel: 
 

 er wählt den Bundeskanzler, 
 er kontrolliert die Regierung und 
 er beschließt Gesetze. 

 
 

 

 

 

über
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Der Bundeskanzler ist 
der Chef der Regierung.  
 

 
Der Bundestag wählt den Bundeskanzler.  
Der Bundeskanzler ist der Chef der  
Regierung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bundeskanzler legt 
fest, welche Politik in 
Deutschland gemacht 
werden soll.  

 
Der Bundeskanzler legt fest, welche Politik  

stehen in dem Wahlprogramm seiner Partei. 
 
Das heißt, er kann viel entscheiden und 
bestimmen. Aber er muss auch die 
Verantwortung für seine Entscheidungen  
tragen.  
 

 
 
 
 
 
 
Zur Regierung gehören 
außerdem noch die 
Bundesminister. 
 

 
Zu der Regierung gehört aber nicht nur  
der Bundeskanzler. Zu ihr gehören auch  
noch die Bundesminister.  
 
Der Bundeskanzler sucht sich die Minister,  
mit denen er zusammen arbeiten möchte,  
selbst aus.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Minister sind für 
unterschiedliche 
politische 
Themenbereiche 
verantwortlich.  
 

 
Die Minister sind Mitglieder der Regierung.  
Alle Minister haben unterschiedliche Aufgaben. 
  
Das heißt, sie sind für unterschiedliche 
politische Themenbereiche verantwortlich.  
 
Diese Bundesminister gibt es zum Beispiel: 
 

 Außenminister, 
 Arbeits- und Sozialminister  
 . 

 

 

 

 

die Regierung machen soll. Die Ziele 

Bildungsminister
 

Der Bundeskanzler gehört meistens der 
Partei an, die die meisten Stimmen von den 
Wählern bekommen hat. Also der Partei mit 
den meisten Abgeordneten.
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Die Minister arbeiten 
sehr selbständig. 
 

 
Die Minister dürfen sehr selbständig  
arbeiten.  
 
Aber sie müssen dabei immer die Politik 
umsetzen, die der Bundeskanzler festgelegt  
hat.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bundestag 
kontrolliert auch die  
Regierung.  
 

 
Der Bundestag kontrolliert auch die  
Regierung.  
 
Das heißt, der Bundestag  
achtet darauf und prüft, ob die  
Bundesregierung alles richtig macht.  
 
Zum Beispiel, ob sie sich an alle Gesetze  
hält.  
 

 
 
 
 
 
Der Bundestag kann 
neue Gesetze 
beschließen.  
 

 
Der Bundestag hat noch eine wichtige  
Aufgabe.  
 
Er spricht über neue Gesetze und  
kann diese auch beschließen.   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bundespräsident ist 
das Staatsoberhaupt von 
Deutschland. 

 
Auf der Bundesebene gibt es eine weitere 
wichtige Person:  
 
den Bundespräsidenten. 
 
Den Bundespräsidenten bezeichnet man  
auch als „ersten Mann im Staat“. 
 
Er ist das Staatsoberhaupt des deutschen 
Staates. Also der oberste  von 
Deutschland. 
 

 

 

 

 

 

Vertreter
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Der Bundespräsident 
wird von der 
Bundesversammlung 
gewählt. Er darf nur 
einmal wiedergewählt 
werden. 

 
Der Bundespräsident wird von der 
Bundesversammlung in Berlin gewählt.  
 
Die Bundesversammlung besteht aus  
2 Teilen: dem Bundestag und Personen,  
die von den Parlamenten der Bundesländer 
geschickt werden.  
 
Der Bundespräsident wird für 5 Jahre  
gewählt. Er darf nur einmal wiedergewählt 
werden.  
 
Das heißt, der Bundespräsident bleibt  
höchstens 10 Jahre im Amt. Danach wird  
ein neuer Bundespräsident gewählt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bundespräsident 
erfüllt wichtige Aufgaben 
für Deutschland. 

 
Der Bundespräsident ist der oberste Vertreter  
von Deutschland. Deshalb hat er wichtige 
Aufgaben zu erfüllen. 
 
Das macht der Bundespräsident zum Beispiel: 
 

 er vertritt Deutschland in  
anderen Ländern, 

  er ernennt den Bundeskanzler und  
die Minister und 

 er unterschreibt alle neuen Gesetze  
in Deutschland. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundestagswahlen 
finden alle 4 Jahre statt. 
 

 

 
Bundestagswahlen finden alle  
4 Jahre statt.  
 

 
4 

 

 

 

 

in der Regel 
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Wenn man mit der 
Bundespolitik 
unzufrieden war, kann 
man eine andere Partei 
wählen. 
 

 
Die Wähler können in dieser Zeit überprüfen,  
ob sie die Politik der Bundesregierung gut 
finden.  
 
Man kann mit der Politik der Bundesregierung 
unzufrieden sein. Dann kann man bei der 
nächsten Wahl eine andere Partei wählen.  
 
Wenn das viele Wähler machen, gibt es  
danach eine neue Regierung. 
 

 
 
C.  Das sind Beispiele für die Politik auf Bundesebene. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund macht 
Außenpolitik.  
Dabei geht es um die 
Zusammenarbeit mit 
anderen Staaten.  
 

 
1. Beispiel: 
 
Der Bund macht Außenpolitik. In der 
Außenpolitik geht es um die Beziehungen  
zu anderen Staaten. Also um die 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten.  
 
Der Bund kann mit anderen Staaten  
Verträge über die Zusammenarbeit  
abschließen.  
 
In den Verträgen geht es zum Beispiel  
um die Sicherung des Friedens. Oder um 
Handel und Wirtschaft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund macht 
Verteidigungspolitik. 
Dabei geht es auch um 
den Einsatz der 
deutschen Bundeswehr. 

 
2. Beispiel: 
 
Der Bund macht Verteidigungspolitik.  
Dabei geht es um den Schutz des Staates.  
Und um seine Sicherheit in der Welt.  
 
Dabei entscheidet der Bund auch über die 
Einsätze der deutschen Bundeswehr. Also  
ob und wo die Bundeswehr im Ausland 
eingesetzt werden soll.  
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Der Bund hat das 
Sozialgesetzbuch 9 
gemacht. 
 

 
3. Beispiel: 
 
Der Bund hat das Sozialgesetzbuch gemacht,   

Behinderung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund hat das 
Bundes-Behinderten-
Gleichstellungs-Gesetz 
gemacht. 
 

 
4. Beispiel: 
 
Der Bund hat das Bundes-Behinderten-
Gleichstellungs-Gesetz gemacht.  
 
In dem Gesetz geht es zum Beispiel um 
Barrierefreiheit. 
  
  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund kümmert sich 
auch noch um viele 
andere Aufgaben.  
 

 
Darum kümmert sich der Bund zum  
Beispiel auch noch: 
 

 Er legt fest, wie viel Geld für einzelne 
Politikbereiche ausgegeben wird.  

 Er legt die Höhe von Steuern fest.  
 Er legt fest, wie viel Kindergeld Eltern 

bekommen.  
 Er entscheidet, ob neue Autobahnen  

gebaut werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Bund kann die 
Verfassung ändern. 
 

 
Außerdem kann nur der Bund die Verfassung 
ändern. 1994 wurde zum Beispiel im 
Grundgesetz ein wichtiger Satz mit 
aufgenommen.  
 
In Artikel 3 steht jetzt: „Niemand darf aufgrund 
seiner Behinderung benachteiligt werden.“  
 

 

 

  

 

 

das aus 12 einzelnen Büchern besteht. 
Das Sozialgesetzbuch 9 regelt zum Beispiel 
die Teilhabeleistungen und das Persönliche 
Budget für Menschen mit 
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D. Die Landesebene. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Bundesland hat 
ein eigenes Parlament.  
In den Flächenländern 
heißen die Parlamente 
„Landtag“.  

 
Deutschland hat 16 Bundesländer.  
 
Jedes Bundesland hat ein eigenes Parlament.  
 
In den Flächenländern heißen die Parlamente 
„Landtag“. Flächenländer sind zum Beispiel 
Schleswig-Holstein, Bayern oder Nordrhein-
Westfalen.  
 
In Schleswig-Holstein heißt das Parlament 
„Landtag Schleswig-Holstein“.  
 
In Bayern heißt das Parlament „Bayerischer 
Landtag“.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Landtage in den 
Flächenländern sind in 
den Landeshauptstädten.  
 

 
Die Landtage in den Flächenländern sind  
immer in der Landeshauptstadt des 
Bundeslandes.  
 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag ist 
deshalb in Kiel. 
  
Der Bayerische Landtag ist in München. 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
In den 3 Stadtstaaten 
haben die Parlamente 
eigene Namen.  
Sie heißen 
„Bürgerschaft“ oder 
„Abgeordnetenhaus“. 
 

 
Zu den Bundesländern gehören auch die  
3 Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg. 
  
Die Stadtstaaten haben eigene Namen für  
ihre Parlamente.  
 
In Bremen heißt das Parlament „Bremische 
Bürgerschaft“.  
 
In Hamburg heißt das Parlament  
„Hamburgische Bürgerschaft“.  
 
In Berlin heißt das Parlament 
„Abgeordnetenhaus von Berlin“. 

 

 

 

 



30 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Länderparlament 
ist die  
Volksvertretung von 
einem Bundesland.  
 

 
In den Länderparlamenten sitzen die 
Abgeordneten der Bundesländer. 
 
Die Abgeordneten wurden von den Bürgern  
der einzelnen Bundesländer direkt gewählt. 
Oder von ihrer Partei in das Landesparlament 
geschickt.  
 
Jedes Länderparlament ist die  
Volksvertretung von einem Bundesland.  

 
 
 
 
 
Die Bundesländer sind 
alle eigenständig. Sie 
machen selbständig 
Politik. 
 

 
Die Bundesländer sind alle eigenständig.  
 
Das heißt, sie können selbständig Politik  
nur für das eigene Bundesland machen.  
 
Und  sie können viele Entscheidungen frei 
treffen.  
 

 
 
 
 
 
 
Es gibt viele 
Unterschiede in den 
Bundesländern. Auch bei 
den Gesetzen. 
 

 
Deshalb gibt es viele Unterschiede in den  
einzelnen Bundesländern. In ihrer Politik  
und in ihren Regeln für die Bürger.   
 
Daher gibt es besonders auch Unterschiede  
in den Gesetzen. Und es gibt zum Beispiel  
die unterschiedlichen Namen für die 
Parlamente.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Wahlen zu den 
Parlamenten  
finden nicht in allen 
Bundesländern  
gleichzeitig statt. 

 
Auch die Wahlen zu den Parlamenten  
finden nicht in allen Bundesländern  
gleichzeitig statt.  
 
In Bremen und Hamburg wird alle 4 Jahre 
gewählt.  
 
In allen anderen Bundesländern  
werden die Parlamente alle 5 Jahre  
gewählt. 
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Jedes Parlament hat in 
seinem Bundesland die 
gleichen wichtigen 
Aufgaben. 

 
Jedes Parlament hat aber in seinem  
Bundesland die gleichen wichtigen  
Aufgaben: 
 

 Es kontrolliert die Landesregierung,  
 es macht Landesgesetze und  
 es entscheidet, wie viel Geld für  

welchen politischen Bereich im Land 
ausgegeben wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jede Landesregierung 
hat einen eigenen 
Regierungschef. Je nach 
Bundesland wird er aber 
unterschiedlich 
bezeichnet. 

 
Die Landesregierung besteht aus dem  
Chef der Regierung und seinen Ministern. 
 
In den Flächenstaaten heißt der  
Regierungschef „Ministerpräsident“.  
 
In Berlin heißt der Regierungschef  
„Regierender Bürgermeister“. 
 
In Hamburg heißt er „Erster Bürgermeister“. 
 
Und in Bremen heißt er „Bürgermeister“. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Bundesland hat 
unterschiedlich viele 
Minister. Die Minister 
haben auch 
unterschiedliche 
Bezeichnungen.  
 

 
Die Anzahl der Minister ist von Land zu  
Land unterschiedlich. Und auch ihre 
Bezeichnungen sind sehr unterschiedlich. 
 
In den meisten Flächenländern heißen  
die Minister „Landesminister“.  
 
In Bayern und Sachsen nennt sich die 
Landesregierung „Staatsregierung“.  
Deshalb heißen die Minister dort 
„Staatsminister“.  
 
In den 3 Stadtstaaten nennt sich die 
Landesregierung „Senat“. Deshalb heißen  
die Minister dort „Senatoren“. 
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Die Bundesländer 
müssen entscheiden, wie 
sie die Gesetze vom 
Bund umsetzen wollen. 
 

 
Die Länderparlamente machen auch 
Landesgesetze. 
 
Der Bund erarbeitet viele Gesetze.  
Aber die Bundesländer müssen viele  
dieser Gesetze umsetzen.  
 
Das heißt, sie müssen sich genau  
überlegen, wie die Regeln aus dem  
Gesetz ausgeführt werden sollen.  
 

 
 
 
 
 
 
Jedes Bundesland löst 
die politischen Aufgaben 
auf seine Weise. 
 

 
Das macht aber jedes Bundesland für  
sich allein.  
 
Die Länder haben also oft die gleiche  
politische Aufgabe. Aber sie finden 
unterschiedliche Wege, um die Aufgabe  
in der Politik zu lösen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bund und die 
Bundesländer haben die 
politische Macht 
untereinander aufgeteilt. 
Die Landespolitik ist 
außerdem näher an den 
Menschen. 
 

 
Die Bundesländer dürfen in der Politik  
vieles selbständig entscheiden. 
  
Dafür gibt es zum Beispiel diese 2 Gründe:  
 

1. Die Landespolitik ist näher an  
den einzelnen Menschen als die 
Bundesebene. So wird nicht so viel 
Politik über die Köpfe der Menschen 
hinweg gemacht. 
 

2. Politik bedeutet auch, Macht zu haben. 
Weil in der Politik viele wichtige 
Entscheidungen getroffen werden, die 
viele Menschen angehen.  
 
In Deutschland teilen sich der Bund  
und die Bundesländer diese Macht 
untereinander auf. So hat nicht eine  
Ebene allein die ganze Macht für sich.  
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E.  Das sind Beispiele für die Politik auf Landesebene. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Bundesland macht 
seine eigene 
Bildungspolitik. Dazu 
gehören Regelungen für 
die Schulen und die 
Hochschulen. 
 

 
1. Beispiel: 
 
Jedes Land macht seine eigene  
Bildungspolitik. Zur Bildungspolitik gehört  
vor allem die Verwaltung der Schulen und  
der Hochschulen im Land. 
 
In der Bildungspolitik wird zum Beispiel 
entschieden,  
 

 welche Schule Kinder mit Behinderung 
besuchen dürfen, 

 welche Fächer in einer Schule  
unterrichtet werden und wie lange die 
Ferien dauern, 

 ob Studenten Geld für ihr Studium 
bezahlen müssen oder 

 wie viel Geld ein Lehrer oder ein  
Professor für seine Arbeit bekommt. 

 
Diese Regelungen sind zum Teil sehr 
unterschiedlich in den einzelnen  
Bundesländern.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Beispiel:  
 
Jedes Land macht seine eigene  
Landesplanung. Dabei stellt das Land  
einen Plan auf, wie es sich in der Zukunft 
entwickeln will.  
 
Deshalb heißt der Plan  
„Landes-Entwicklungs-Plan“. 
 
In dem Plan stehen viele Ziele für die  
Zukunft des Landes.  
 
Es gibt zum Beispiel Ziele für die Entwicklung  
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Jedes Bundesland macht 
einen Plan für seine 
Entwicklung. Dazu 
gehören auch politische 
Richtlinien. 
 

 
 von Städten und Gemeinden, 
 der  Landwirtschaft, 
 des Wohnungsbaus, 
 von Kultur, Freizeit und Tourismus und 
 auch von politischen Leitlinien. 

 
Auch hier hat jedes Bundesland sehr 
unterschiedliche Ziele. Die Landes-
Entwicklungs-Pläne gelten meistens  
mehrere Jahre. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Bundesland hat 
ein eigenes 
Polizeigesetz. Es regelt 
die Aufgaben und Rechte 
der Landespolizei.  
 

 
3. Beispiel: 
 
Jedes Land hat ein eigenes Polizeigesetz.  
Das Gesetz ist von der Landespolitik  
gemacht worden. Es regelt die Aufgaben  
und die Rechte der Polizei im Land.  
 
Der oberste Chef einer Landespolizei ist  
immer ein Politiker aus dem Land.  
 
In Schleswig-Holstein ist zum Beispiel der 
Innenminister der oberste Chef der Polizei.  
 
In Hamburg ist es der Innensenator. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jedes Land hat eine 
eigene 
Gemeindeordnung 
festgelegt.  
 

 
4. Beispiel: 
 
Jedes Landesparlament legt eine eigene 
Gemeindeordnung für sein Bundesland  
fest.  
 
Die Gemeindeordnung ist ein Gesetz für  
die Gemeinden. Sie regelt zum Beispiel  
den Aufbau, die Rechte und die Pflichten  
der einzelnen Gemeinden im Bundesland. 
 
Die Gemeindeordnungen sind Landesgesetze. 
Sie sind sehr unterschiedlich von Land zu Land. 
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Die Länder können auch 
Aufgaben auf die 
Kommunen übertragen. 
Das nennt man 
Kommunalisierung.  
 

 
5. Beispiel: 
 
Das Land kann Aufgaben auch auf die 
Gemeinden, also die Kommunen, übertragen. 
Das nennt man dann Kommunalisierung.  
 
Zum Beispiel:  
In Schleswig-Holstein und in Baden-
Württemberg haben die Länder die 
Eingliederungshilfe für Menschen mit 
Behinderung auf die Kommunen  
übertragen.  
 
Das bedeutet, dass dort jetzt  
nicht mehr das Land über die Leistungen  
zur Eingliederungshilfe entscheidet.  
 
In Schleswig-Holstein und in Baden-
Württemberg entscheiden nun die  
Kommunen direkt, welche Eingliederungshilfe-
Leistungen ein Mensch mit Behinderung 
bekommt.     
 
Einige andere Landesparlamente denken  
auch darüber nach, diese Leistungen zu 
kommunalisieren.  
 

 
 
 
F. Die Kommunalebene. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kommune ist ein anderes 
Wort für Gemeinde. 
 

 
Der Begriff „Kommune“ hat 2 Bedeutungen.  
 
Das ist die 1. Bedeutung: 
 
Kommune ist ein anderes Wort für  
Gemeinde. Kommunal bedeutet deshalb:  
alles, was die Gemeinde betrifft. 
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Zur politischen 
Kommunalebene 
gehören die Städte, 
Gemeinden und 
Landkreise. 
 

 
Das ist die 2. Bedeutung: 
 
Der Begriff „Kommune“ wird auch in  
der Politik benutzt.  
Dort bedeutet er:  
Stadt, Gemeinde und Landkreis.  
 
In manchen Bundesländern werden die 
Landkreise auch nur Kreise genannt.  
 
Zur Kommunalebene in der Politik gehören  
also nicht nur die Gemeinden, sondern  
auch die Städte und Landkreise in einem 
Bundesland.  
 

 
  Bund                  Land 
     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen müssen 
sich an die 
Gemeindeordnung des 
Landes und die Gesetze 
des Bundes halten. 
 

 
Auf der Kommunalebene gibt es einige  
andere Regeln als beim Bund oder bei  
den Ländern. 
  
Die Kommunen müssen sich an die 
Gemeindeordnung halten. Die 
Gemeindeordnungen sind Gesetze. Sie  
werden vom Land gemacht. Von dem 
Bundesland, in dem sich die Kommune  
befindet. 
 
Aber auch der Bund gibt viele Regeln für  
die Kommunen vor. Diese Regeln stehen  
auch in Gesetzen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen regeln 
Angelegenheiten, die für 
das Zusammenleben 
wichtig sind. 
 

 
Das heißt, die Kommunen können nur  
bestimmte Entscheidungen treffen.  
 
Damit können sie aber einige ihrer eigenen 
Angelegenheiten selbst regeln. Die  
Kommunen regeln alles, was für das 
Zusammenleben der Menschen in der 
Gemeinde wichtig ist. Also die Dinge, die  
direkt in der Kommune passieren. 
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Die Entscheidungen 
gelten immer nur für eine 
Kommune.  

 
Diese Entscheidungen gelten aber immer  
nur für die eine Kommune.  
 
Also für eine Gemeinde, eine Stadt oder  
einen Landkreis. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kreisfreie Städte regeln 
alle kommunalen 
Aufgaben selbst. 
 

 
Die Gemeinden, die Städte und die  
Landkreise übernehmen dabei  
unterschiedliche Aufgaben.  
 
So ist die Verteilung der Aufgaben auf der 
Kommunalebene geregelt: 
 
Je größer eine Stadt in einem Bundesland  
ist, desto mehr Aufgaben kann sie allein 
machen. Das heißt, sie arbeitet sehr 
selbständig. Diese Städte nennt man  
kreisfreie Städte.  
 
Sie heißen „kreisfrei“, weil sie keinem  
Landkreis angehören. Sie machen alle 
kommunalen Aufgaben für ihre Stadt selbst. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In jedem Bundesland gibt 
es große und kleinere 
kreisfreie Städte. 
 

 
Die meisten kreisfreien Städte sind  
Großstädte. Das heißt, sie haben mehr  
als 100.000 Einwohner. 
 
Es gibt aber auch kleinere kreisfreie Städte. 
Diese haben dann meistens zwischen  
50.000 und 100.000 Einwohner.  
 
Kreisfreie Städte gibt es in jedem  
Bundesland. 
  

 
 
 
 
Ein Landkreis besteht 
aus den Städten und 
Gemeinden.  
 

 
Neben den kreisfreien Städten gibt es  
die Landkreise.  
 
Zu einem Landkreis gehören die in ihm 
liegenden Städte und Gemeinden.  
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In einem Landkreis 
werden die kommunalen 
Aufgaben aufgeteilt.  
 

 
In einem Landkreis werden die kommunalen 
Aufgaben aufgeteilt.  
 
Das heißt, die Städte  
und Gemeinden haben Aufgaben. 
  
Aber auch der Landkreis selbst übernimmt 
bestimmte Aufgaben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinden, die 
Städte und der Landkreis 
erfüllen gemeinsam das, 
was in der 
Gemeindeordnung des 
Landes steht. 
 

 
Die Aufgabenverteilung kann man so erklären: 
 
Viele Gemeinden und Städte sind nur klein.  
Das heißt, sie haben nur wenig Einwohner. 
  
Deshalb können sie nicht alles, was in der 
Gemeindeordnung des Landes steht, allein 
umsetzen. Zum Beispiel weil die Gemeinde  
nicht genug Geld hat.  
 
Dann übernimmt der Landkreis diese 
Aufgaben. Weil er größer ist und deshalb  
besser arbeiten kann.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kommunen haben 
Pflichtaufgaben und 
freiwillige Aufgaben zu 
erfüllen. 

 
Die Kommunen haben verschiedene  
Aufgaben. 
  
Es gibt Aufgaben, die sie erfüllen müssen.  
Weil das so im Gesetz steht. Diese Aufgaben 
nennt man Pflichtaufgaben. 
 
Und die Kommunen haben Aufgaben, die  
sie erfüllen können, aber nicht müssen.  
Diese Aufgaben nennt man freiwillige  
Aufgaben.  
 

 
 
Kommunalpolitik ist 
Politik für die Menschen 
in der Kommune. 

 
Die Aufgaben werden von der Kommunalpolitik 
erfüllt. Kommunalpolitik ist Politik für die 
Menschen in der Kommune.  
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                 oder 
 
 
Bei der Kommunalwahl 
wird alle 4 oder 5 Jahre 
eine Volksvertretung 
gewählt. 
 

 
Die Bürger in der Kommune wählen dafür 
Personen, die die Aufgaben umsetzen.  
Diese Wahlen nennt man deshalb 
Kommunalwahlen.  
 
Kommunalwahlen finden in den meisten 
Bundesländern alle 5 Jahre statt. In manchen 
Ländern sind die Kommunalwahlen aber  
auch schon alle 4 Jahre.  
 
Es gibt also auch in der Kommune eine 
Volksvertretung. Die gewählten Personen  
nennt man Kommunalpolitiker. 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Volksvertretungen in 
den Kommunen sind 
keine Parlamente. 

 
Die Volksvertretung in der Kommune ist  
aber kein Parlament wie auf der  
Bundesebene oder auf der Landesebene,  
 
Auf der Kommunalebene gibt es keine 
Parlamente, weil die Entscheidungen immer  
nur für die eine Kommune gelten.  
Und nicht für ein ganzes Bundesland oder  
den ganzen Staat Deutschland. 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Gemeinde wird 
eine Gemeindevertretung 
gewählt. 

 
Diese Volksvertretungen werden bei der 
Kommunalwahl gewählt: 
 
In einer Gemeinde wird eine 
Gemeindevertretung gewählt.  
 
Die Gemeindevertretungen haben aber  
überall in Deutschland sehr unterschiedliche 
Namen. Häufig spricht man auch vom  
Gemeinderat.  
 
In der Gemeindevertretung sind nach der  
Wahl die verschiedenen Parteien vertreten.  
Oft gibt es aber auch Kommunalpolitiker,  
die keiner Partei angehören. Sie können 
trotzdem gewählt werden. 
 

 

  
4 5 

 

 

wird aber oft Kommunalparlament genannt.
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Der Bürgermeister leitet 
die Gemeindevertretung 
und trifft sich mit ihr zu 
Sitzungen. 
 

 
Der Chef von der Gemeindevertretung ist  
der Bürgermeister. Er wird auch direkt von  
den Bürgern der Kommune gewählt. 
 
Der Bürgermeister leitet die 
Gemeindevertretung.  
 
Der Bürgermeister und die Gemeindevertretung  
treffen sich regelmäßig zu Sitzungen. In  
den Sitzungen beschließen sie zusammen,  
was in der Kommune verändert werden soll. 
Zum Beispiel ob eine neue Straße gebaut 
werden soll. Oder ein neuer Kindergarten.  
 
Der Bürgermeister muss die Entscheidungen 
dann umsetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
arbeitet oft ehrenamtlich. 
 

 
In den kleineren Gemeinden arbeitet der 
Bürgermeister meistens ehrenamtlich.  
 
Das heißt, er bekommt kein Geld für seine 
Arbeit als Bürgermeister. Und er hat  
meistens noch einen anderen Beruf, in dem  
er arbeitet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Stadt wird die 
Stadtvertretung gewählt. 

 
In den Städten wird eine Stadtvertretung 
gewählt. Häufig spricht man auch vom Stadtrat.  
 
Die Stadtvertretung ist ähnlich aufgebaut wie die 
Gemeindevertretung. Es gibt die 
Kommunalpolitiker, die in der Stadtvertretung 
sitzen. Und es wird auch in  
der Stadt ein Bürgermeister gewählt.  
Oft nennt man den Bürgermeister einer  
Stadt auch Oberbürgermeister.  
 
In großen Städten arbeiten die Bürgermeister 
nicht ehrenamtlich. In einer großen Stadt  
hat der Bürgermeister häufig so viel zu tun,  
dass er für seine Arbeit bezahlt wird.  
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Im Landkreis wird der 
Kreistag gewählt. 

 
Auch in den Landkreisen wird eine 
Volksvertretung gewählt.  
 
Diese Volksvertretung nennt man Kreistag.  
 
Der Kreistag wird von den Bürgern gewählt,  
die in dem Landkreis wohnen.  
 
Also auch von den Bürgern, die in den  
Städten und Gemeinden wohnen, die zu  
dem Landkreis gehören. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch der Kreistag ist kein 
Parlament. Seine 
Beschlüsse gelten nur für 
einen Landkreis.  
 

 
Auch der Kreistag ist kein Parlament.  
Weil seine Beschlüsse nur für den einen 
Landkreis gelten.  
 
Im Kreistag sitzen die Kommunalpolitiker,  
die von den Bürgern gewählt wurden.  
 
In den meisten Bundesländern arbeiten  
die Kreistage 5 Jahre zusammen. In Bayern  
sind es 6 Jahre.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende und die 
Mitglieder der Kreistage 
werden oft 
unterschiedlich 
bezeichnet.  

 
Jeder Kreistag hat einen Vorsitzenden.  
 
Auch hier gibt es aber viele unterschiedliche 
Regelungen in den Landkreisen. 
 

 
In Schleswig-Holstein ist der Vorsitzende des 
Kreistages der Kreispräsident. 
  
Die Mitglieder der Kreistage werden auch 
unterschiedlich genannt. Zum Beispiel 
Kreistagsabgeordnete, Kreistagsmitglieder  
oder Kreisräte. 
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Kreistage erfüllen 
Aufgaben für die Städte 
und Gemeinden. 
 

 
Die Kreistage erfüllen die Aufgaben, die  
die Städte und Gemeinden aus dem  
Landkreis nicht allein umsetzen können.  
 
Sie haben also wichtige Aufgaben auf der 
Ebene der Kommunalpolitik zu erfüllen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den 3 Stadtstaaten 
werden auch 
Bürgermeister gewählt. 
 

 
In den 3 Stadtstaaten Hamburg, Berlin und 
Bremen gibt es besondere Regelungen.  
 
Die Stadtstaaten erfüllen Aufgaben in der 
Landespolitik und in der Kommunalpolitik. 
 
 
In den Stadtstaaten werden aber auch 
Bürgermeister gewählt.  
 
In Hamburg heißt er „Erster Bürgermeister“. 
 
In Berlin heißt er „Regierender Bürgermeister“. 
 
In Bremen heißt er „Bürgermeister“. 
 

 
 
 
G.  Das sind Beispiele für die Politik auf Kommunalebene. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen können 
freiwillige Aufgaben 
erfüllen. 

 
1. Beispiel: 
 
Die Kommunen können freiwillige Aufgaben 
erfüllen. 
 
Zu den freiwilligen Aufgaben gehören  
zum Beispiel Angebote im Freizeitbereich,  
im sozialen Bereich oder im kulturellen Bereich.  
 

  

 

 

 



43 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen können 
freiwillige Aufgaben 
erfüllen. Dazu gehören 
zum Beispiel Angebote 
im Freizeitbereich, im 
kulturellen Bereich und 
im sozialen Bereich. 
 

 
Das heißt, eine Kommune kann entscheiden,  
ob sie ihren Bürgern Angebote in diesen 
Bereichen macht. Und wenn ja, welche 
Angebote sie ihren Bürgern dann macht. 
 
Dazu gehören zum Beispiel 
 

 ein Schwimmbad, ein Tennisplatz oder
ein Kino.

Aber auch zum Beispiel 
 

 ein Museum, ein Theater, eine 
Volkshochschule oder ein Kindergarten.
 

Und dazu gehören auch zum Beispiel 
 

 Krankenhäuser oder Begegnungsstätten 
für alte Menschen oder Menschen mit 
Behinderung. 

  
Bei den freiwilligen Aufgaben kommt es nicht  
auf die Größe einer Gemeinde an.  
 
Auch eine kleine Gemeinde kann sich 
entscheiden, zum Beispiel ein Freibad zu  
bauen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kommunen müssen 
Pflichtaufgaben erfüllen. 

 
2. Beispiel: 
 
Die Kommunen müssen Pflichtaufgaben 
erfüllen.  
 
Bei den Pflichtaufgaben können die  
Kommunen nicht entscheiden, ob sie  
die Aufgabe erfüllen. Sie können aber 
entscheiden, wie sie die Aufgabe  
umsetzen wollen. 
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Kommunen müssen 
Pflichtaufgaben erfüllen. 
Dafür müssen sie auch 
Pläne machen. 
 

 
Zu den Pflichtaufgaben gehören zum Beispiel 
 

 die Leistungen der Jugendhilfe. 
 
Aber dazu gehören auch zum Beispiel  
Pläne 
 

 wie die Schulen in der Kommune sich 
entwickeln sollen und 

 was in der Zukunft in der Kommune 
gebaut werden soll und wo. 

 
 
 
H.  Die Europäische Union. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Europäische Union 
ist ein Staatenverbund. 
Ihre Abkürzung ist „EU“. 

 
Über Deutschland als Bundesstaat gibt es  
eine weitere politische Ebene:  
die Europäische Union. 
 
In der Europäischen Union haben sich viele 
Staaten aus Europa zusammengeschlossen. 
Union ist ein anderes Wort für Vereinigung  
oder Verbund.  
Die Europäische Union ist also ein 
Staatenverbund. Die Abkürzung für  
Europäische Union ist „EU“.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Staaten in der EU 
machen gemeinsam 
Politik für Europa.  

 
Die Staaten in der EU arbeiten alle  
zusammen.  
 
Sie machen gemeinsam Politik  
für Europa.  
 
Das heißt, sie vertreten gemeinsam die 
Interessen von allen Bürgern aus ihren 
Mitgliedsstaaten. 
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Das Europäische 
Parlament hat seinen 
Sitz in Frankreich. 

 
Die Europäische Union hat auch ein  
eigenes Parlament:  
das Europäische Parlament.  
 
Das Europäische Parlament ist nicht in 
Deutschland. Es hat seinen Sitz in  
Straßburg in Frankreich. Dort finden auch  
die Sitzungen des Parlaments statt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abgeordneten 
werden in ganz Europa 
bei der Europawahl 
gleichzeitig gewählt. 
 

  
Im Europäischen Parlament sitzen  
Abgeordnete aus allen Mitgliedsstaaten.  
Das heißt, auch Abgeordnete aus  
Deutschland.  
 
Die Abgeordneten werden in ganz Europa 
gleichzeitig gewählt. Diese Wahl nennt sich 
Europawahl. Sie findet alle 5 Jahre statt.  
 

 
 
 
I. Das sind Beispiele für die Politik der Europäischen 
 Union. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Beispiel: 
 
Die Mitgliedsstaaten der EU machen  
zusammen Wirtschaftspolitik. Dabei geht  
es zum Beispiel um Regeln für  
 

 die Landwirtschaft, 
 die Fischerei oder 
 den Handel mit Waren. 

 
Zur gemeinsamen Wirtschaftspolitik gehört  
auch die Einführung des Euro. Das  
gemeinsame Geld wurde 2002 eingeführt. 
  

 

 

 

 

Jeder Bürger der EU, der mindestens 18 Jahre 
alt ist, ist dabei wahlberechtigt. Also auch 
die deutschen Staatsbürger.
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Die Mitgliedsstaaten der 
EU machen gemeinsame 
Wirtschaftspolitik.  

 
Hier machen aber nicht alle Länder der EU  
mit. Sie konnten sich vorher entscheiden, ob  
sie auch den Euro als Geld in ihrem Land  
haben wollen. Die meisten Länder waren  
aber für den Euro. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die EU macht 
Sozialpolitik. 2003 war 
das „Europäische Jahr 
für Menschen mit 
Behinderungen.“ 
 

 
2. Beispiel: 
 
Die EU macht auch Sozialpolitik. Dabei  
setzt sie sich auch für Menschen mit 
Behinderung ein.  
 
Deshalb war 2003 zum Beispiel das 
„Europäische Jahr der Menschen mit 
Behinderungen“. In diesem Jahr wurde in  
allen EU-Ländern auf die Rechte von  
Menschen mit Behinderung aufmerksam 
gemacht. Auf vielen Veranstaltungen, in  
der Presse und im Internet.  

 
 
J. Die Vereinten Nationen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vereinten Nationen 
sind eine weitere 
politische Ebene. Ihre 
Abkürzung ist UN. 
 

 
Es gibt noch eine weitere politische Ebene  
über Europa: 
Die Vereinten Nationen.  
 
Die Abkürzung für die Vereinten Nationen  
ist VN. Meistens benutzt man aber die  
englische Abkürzung.  
 
Dann nennt man die Vereinten Nationen  
auch UN. 
 

 
 
 
 
 
 

 
Bei den Vereinten Nationen haben sich  
viele Staaten von der ganzen Welt  
zusammen geschlossen. Insgesamt fast 200. 
 

 

 

 

 



47 
 

 
 
Die Vereinten Nationen 
machen gemeinsam 
Politik für die ganze Welt. 
 

 
Die Staaten arbeiten alle zusammen.  
Sie machen gemeinsame Politik für die  
ganze Welt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die UN setzen sich auf 
der ganzen Welt für 
Menschen und ihre 
Rechte ein.  
 

 
Die UN setzen sich auf der ganzen Welt  
für Frieden ein. Und sie helfen den Menschen, 
die in armen Ländern leben.  
 
Sie arbeiten daran, dass alle Menschen  
auf der Welt möglichst gut leben können.  
 
Deshalb setzen sich die UN auch sehr für  
die Rechte der Menschen ein.  
 

 
 
K.  Das sind Beispiele für die Politik der Vereinten 
 Nationen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die UN führen das 
„Welternährungs-
Programm“ durch. 
 

 
1. Beispiel: 
 
Die UN führen das „Welternährungs- 
Programm“ durch. Schon seit mehr als  
40 Jahren.  
 
Dabei geben sie auf der ganzen Welt  
Lebensmittel an Menschen in Not.  
Zum Beispiel weil Krieg ist.  
Oder weil es eine Naturkatastrophe gab.  
Oder weil die Länder sehr arm sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Beispiel: 
 
Die Mitgliedsstaaten der UN haben  
2006 einen wichtigen neuen Vertrag 
beschlossen.  
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Die UN haben das 
„Übereinkommen über 
die Rechte von 
Menschen mit 
Behinderungen“ 
beschlossen.  
 

 
Der Vertrag nennt sich „Übereinkommen  
über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen“. Zu einem Übereinkommen 
sagt man auch Konvention. 
 
Dieses Übereinkommen nennt man deshalb  
oft auch nur „UN-Konvention“. 
 

 
 
 
 
 
 
In Deutschland gilt die 
UN-Konvention seit März 
2009. 

 
In Deutschland gilt die UN-Konvention  
auch. Seit März 2009.  
 
Das heißt, alles, was in der Konvention  
steht, muss in Deutschland umgesetzt  
werden. 
 

 
 
 
 
 
In der UN-Konvention 
stehen viele Rechte von 
Menschen mit 
Behinderung 
beschrieben.  
 

 
Deshalb ist die Konvention besonders für 
Menschen mit Behinderung wichtig. In ihr  
stehen viele Rechte von Menschen mit 
Behinderung beschrieben.  
 
Zum Beispiel das Recht auf Bildung.  
Oder das Recht auf Arbeit. Oder das  
Recht auf Teilhabe am politischen Leben. 

 
 
4. So können Sie politisch mitwirken! 
 
A. Informieren Sie sich! 
 
 
 
 
 
 
 
Es gibt viele 
Möglichkeiten, sich  
über Politik zu  
informieren. 
 

 
Es gibt viele Möglichkeiten, sich  
über die Politik in Deutschland zu  
informieren. 
 
Es gibt Informationen über die  
Bundespolitik, die Landespolitik und die 
kommunale Politik.  
 

 

26.3.
2009 
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Zum Beispiel: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hier finden Sie einige Beispiele, wo Sie 
Informationen über Politik finden können: 
 

 Fernsehen (zum Beispiel in den 
Nachrichten) 

 
 Tageszeitungen, Wochenzeitungen  

und kommunale Veröffentlichungen 
 

 Radio (zum Beispiel in den Nachrichten) 
 

 Internet (zum Beispiel auf den Seiten  
der einzelnen Parteien) 

 
 Parteiprogramme (einige Parteien  

geben ihr Programm in gedruckter  
Form heraus) 

 
 Stände in der Fußgängerzone  

(besonders vor anstehenden Wahlen 
können Sie sich an den Ständen der 
einzelnen Parteien informieren) 

 
 Veranstaltungen (einige Parteien  

laden Bürger gezielt zu Informations-
veranstaltungen ein) 

 
 
 
B.  Bilden Sie sich eine Meinung!  
 
 
 
 
 
 
 
 
Wer gut Bescheid weiß, 
kann gut über Politik 
mitreden. 
 

 
Informationen sind wichtig. Mit  
Informationen kann man sein Wissen  
erweitern.  
 
Nur wer gut Bescheid weiß, kann mitreden.  
 
Das gilt auch für das Thema Politik. 
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Mit vielen Informationen 
kann man sich leichter 
eine Meinung bilden. 
 

 
Wer viele Informationen hat, kann sich  
leichter eine Meinung bilden. 
 
Das heißt, man kann dann leichter sagen,  
was man gut und was man schlecht findet.  
 
In der Politik bedeutet das, dass man  
zum Beispiel eine Partei besser findet  
als eine andere.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Die meisten Menschen 
finden die Partei  
am besten, die ihre 
Interessen am besten 
vertritt. 
 

 
Die meisten Menschen finden die Partei  
am besten, die ihre Interessen am besten 
vertritt. 
 
Deshalb informieren sich viele Menschen 
insbesondere darüber, welche Ziele die  
Partei hat.  
Oder was in dem Grundsatzprogramm  
der Partei steht. 
 

 
 
 
 
 
 
Mit einer Meinung ist 
auch wählen einfacher. 
 

 
Wer sich eine Meinung gebildet hat,  
kann sich oft auch leichter entscheiden,  
welche Partei er wählen möchte. 
 
Deshalb sind Informationen und eine  
Meinung über Politik sehr wichtig! 
 

 
 
C. Gehen Sie wählen! 
 
 
 
 
 
 
In Deutschland gibt es 
viele verschiedene 
Wahlen. 
 

 
In Deutschland gibt es viele verschiedene 
Wahlen.  
 
Die wichtigsten Wahlen sind die 
Bundestagswahl, die Landtagswahlen,  
die Kommunalwahlen und die Europawahl. 
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Wählen zu dürfen ist ein 
wichtiges Recht und 
keine lästige Pflicht! 
 

 
Das Wahlrecht ist eines der wichtigsten  
Rechte der deutschen Staatsbürger.  
 
Wählen zu dürfen ist also ein wichtiges  
Recht und keine lästige Pflicht! 
 

 
 
 
 
 
 
Wer wählen geht, 
bestimmt mit in der 
Politik. 
 

 
Wer wählen geht, bestimmt mit in der Politik. 
 
Jede einzelne Stimme ist wichtig und  
hat Bedeutung.  
 
Wer nicht wählen geht, darf sich auch  
nicht über die Politik beschweren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es gibt auch die 
Möglichkeit der 
Briefwahl. 
 

 
Einige Menschen können aber nicht  
selbständig zur Wahl gehen.  
 
Zum Beispiel weil sie im Urlaub, krank oder  
alt sind oder eine Behinderung haben. 
 
Für diese Menschen gibt es die  
Möglichkeit der Briefwahl. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Briefwahl füllt 
man den Stimmzettel zu 
Hause aus.  
 

 
Bei der Briefwahl bekommt man auf  
Wunsch den Stimmzettel mit der Post  
nach Hause geschickt.  
 
Man kann den Stimmzettel in Ruhe zu  
Hause ausfüllen.  
 
Dann schickt man ihn mit der Post wieder  
zurück.   
 
Die Stimme wird dann bei der Wahl ganz  
normal mitgezählt. 
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Ein demokratischer Staat 
braucht die 
Unterstützung seiner 
Wähler. 

 
Es ist wichtig, dass möglichst viele  
Menschen wählen.  
 
Dann vertritt die Partei mit den meisten  
Stimmen auch wirklich die Interessen der 
meisten Menschen in Deutschland.  
 
Ein demokratischer Staat wie Deutschland  
ist auf die Unterstützung seiner Staatsbürger 
angewiesen.  
 
Nur so kann die Demokratie gut gelingen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wer unzufrieden ist, kann 
beim nächsten Mal eine 
andere Partei wählen. 
 

 
Manchmal macht die Partei, die man  
gewählt hat, andere Politik, als sie vorher  
gesagt hat.  
 
Wer unzufrieden mit der Politik ist, kann  
bei der nächsten Wahl einfach eine andere 
Partei wählen.  
 

 
 
D. Vertreten Sie Ihre Interessen selbst! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jeder Mensch kann in 
der Politik mitreden. 
 

 
Politik geht jeden etwas an. 
 
Wenn man viele Informationen und eine 
Meinung über Politik hat, kann man  
überall gut mitreden.  
 
Auch unmittelbar in der Politik. 
 
Auch als Jugendlicher, als alter Mensch  
oder als Mensch mit Behinderung.  
 

 
 
 
 

 
Jeder Mensch hat die Möglichkeit,  
selbst Politik zu machen.  
  

 

 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Interessenvertretung und 
Mitbestimmung sind gut 
und wichtig. 
 

 
Und jeder Mensch kann seine Interessen  
selbst vertreten. Das nennt man 
Interessenvertretung oder auch 
Selbstvertretung.  
 
Wer seine Interessen selbst vertritt, kann 
mitbestimmen. Und bei wichtigen 
Entscheidungen mitwirken.  
 
Wer mitbestimmt, übernimmt Verantwortung.  
Für sich selbst und für andere.  
 
Das ist gut und wichtig.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Man kann seine 
Interessen auch in einem 
Verband oder Verein 
vertreten. 
 

 
Das sind gute Beispiele für 
Interessenvertretung: 
 

 Die Arbeit als Betriebsrat 
 Die Schülervertretung in der Schule 
 Die Arbeit im Bewohnerbeirat 
 Die Arbeit im Werkstattrat 

 
Man kann auch in einem Verband oder  
einem Verein mitarbeiten und dort seine 
Interessen selbst vertreten.  
 
Zum Beispiel in der Selbstvertretungsgruppe 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Man kann bei „Runden 
Tischen“ oder in Beiräten 
mitarbeiten. 
 

 
In vielen Kommunen gibt es auch „Runde  
Tische“ oder Beiräte. Zum Beispiel für 
Menschen mit Behinderung und andere 
Interessierte. Jeder kann mitmachen. 
 
Hier treffen sich viele unterschiedliche 
Menschen. Sie besprechen ihre Ziele.  
Und wie man sie umsetzen kann.  
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„Jetzt reden WIR!“ in der Lebenshilfe.
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Bei der 
Interessenvertretung 
muss man von seinen 
Zielen berichten.  
 

 
Wenn man seine Interessen selbst vertritt,  
hat man bestimmte Ziele. Dann ist es wichtig, 
dass man anderen Menschen auch von  
diesen Zielen berichtet.  
 
Das heißt, man kann zum Beispiel mit den 
zuständigen Politikern reden. Oder mit Leuten 
von der Presse.  
 

 
 
E. Reden Sie mit in der Politik! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Jeder Mensch kann in 
der Politik mitreden und 
Fragen stellen. 
 

 
Für jeden Menschen gibt es verschiedene 
Möglichkeiten, in der Politik mitzureden.  
 
Man hat zum Beispiel die Möglichkeit, in 
Sitzungen der Gemeindevertretung oder der  
Stadtvertretung mitzureden.  
 
Jeder Bürger einer Kommune kann Fragen  
an die Gemeindevertretung oder die 
Stadtvertretung stellen.  
 
Diese Fragen werden dann in einer so 
genannten Einwohner-Fragestunde  
besprochen. 
 
Dort kann man auch seine Interessen  
vertreten. Und sich für seine Ziele einsetzen. 
 

 
 
 
 
 
 
Man kann auch Mitglied 
in einer Partei werden. 
 

 
Man kann auch Mitglied in einer  
Partei werden.  
 
Das sollte die Partei sein, die man am  
besten findet. Also die Partei, die die  
gleichen Ziele hat wie man selbst. 
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F. Verbreiten Sie die Idee der Inklusion! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inklusion bedeutet, dass 
alle Menschen   

 dazu 
gehören. 

 
Inklusion bedeutet, dass alle Menschen  
immer selbstverständlich dazu gehören.  
In allen Bereichen in der Gesellschaft.  
 
Jeder Mensch soll teilhaben können.  
Und jeder bekommt dabei die Unterstützung,  
die er braucht. 
 
Das gilt zum Beispiel für  
 

 alte und junge Menschen,  
 Männer und Frauen, 
 Menschen mit einer anderen Hautfarbe, 
 Menschen mit Behinderung. 

 
 
 
 
 
 
Inklusion und 
Barrierefreiheit gehören 
zusammen. 
 

 
An Menschen mit Behinderung und  
Barrierefreiheit soll in allen Bereichen des 
Lebens immer gedacht werden. 
 
Menschen mit Behinderung sind Experten in 
eigener Sache! 
 

 
 
G. Gestalten Sie die Zukunft mit! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Seien Sie mutig und 
gestalten Sie die Zukunft 
mit! 

 
Seien Sie mutig! 
 
Mischen Sie sich ein! 
Reden Sie mit in der Politik!  
 
Und gestalten Sie so die Zukunft mit! Ihre 
eigene und die von anderen Menschen! 
 
Denn „Nichts über uns ohne uns“ gilt 
insbesondere auch für die Politik! 
 

 

 

überall



  
Sie können die Broschüre „Was ist Politik?“ 
auch bestellen. 
 
Hier sind die Kontaktmöglichkeiten: 
 Lebenshilfe Schleswig-Holstein e.V. in Kiel  
  
 
Tel: 0431-661180 
Fax: 0431-6611840 
Email: info@lebenshilfe-sh.de 

 
  

Hier finden Sie weitere Informationen über  
die Lebenshilfe Schleswig-Holstein: 
 
www.lebenshilfe-sh.de  
 

  
Hier finden Sie weitere Informationen  
über Inklusion, die Initiative „Alle inklusive“  
der Landesregierung Schleswig-Holstein 
und das Projekt „Inklusionsbüro“ der  
Lebenshilfe Schleswig-Holstein: 
 
www.alle-inklusive.de 
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Das sind Informationen über die Broschüre! 
 
 
 
 
 

 

 
Die Broschüre ist von der Lebenshilfe 
Schleswig-Holstein herausgegeben  
worden.  
 

 

Download: www. lebenshilfe-sh.de
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